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Rechtsanwältin
Katharina Feddersen
von Osborne Clarke

Quelle: Osborne Clarke

Baurecht. Bevor er
Bodenverlegungsarbeiten in nicht
unterkellerten Räumen durchführt, muss der
Bodenleger prüfen, wie der
Fußbodenunterbau beschaffen ist.

OLG Bamberg, Urteil vom 24. August 2023,
Az. 12 U 58/22

Auftragnehmer hat den Aufbau
des Fußbodens zu erkunden
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DER FALL

Ein Betreiber eines Sanitätshauses – Auf-
traggeber und späterer Kläger – hatte für
seinen Betrieb Räume im Erdgeschoss
eines nicht unterkellerten Gebäudes aus
den 70er Jahren gemietet. Der Boden war
mit Terrazzo belegt. Darunter befand sich
eine Zement-Tragschicht, die unmittelbar
auf den sandigen Untergrund aufgebracht
war. Der Auftraggeber beauftragte ein
Bauunternehmen, den späteren Beklag-
ten,mit den Sanierungsarbeiten.Der Bau-

unternehmer beauftragte einen Subunter-
nehmer mit den Fußbodenbelagsarbei-
ten. Der Boden sollte mit PVC belegt wer-
den. Der Subunternehmer führte eine
Feuchtigkeitsmessung durch, die rund
50 Digits ergab. Er fräste den Steinboden
ab und trug Spachtelmasse auf. Auf einen
faserarmierten Nassbettklebstoff trug er
dann den PVC-Belag auf. Nach kurzer Zeit
hob sich der Boden an mehreren Stellen.
Kunden und Mitarbeiter stolperten.
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DIE FOLGEN

DerRechtsstreit ergab, dass dasBauunter-
nehmen schadenersatzpflichtig ist. Denn
ein Boden, der sich an mehreren Stellen
hebt und eine Stolpergefahr für Kunden
und Mitarbeiter darstellt, ist eindeutig
mangelhaft. Der unter demPVC-Belag lie-
gende Unterbau war nicht gegen Feuch-
tigkeit abgedichtet, die aus dem Erdreich
aufsteigt. Dadurch löste sich der Disper-
sionskleber auf und es kam zu den Auf-
wölbungen. Der Subunternehmer hätte
vor der Ausführung der Arbeiten den Fuß-
bodenunterbau klären müssen. Er war

zwar nicht zu einer zerstörenden Prüfung
durch eine Bohrkernentnahme verpflich-
tet. Vor Ausführung der Arbeiten hätte er
aber Erkundigungen über die Beschaffen-
heit des Fußbodenaufbaus einholen müs-
sen. Es kam hier nicht darauf an, ob der
Subunternehmer seine eigene Feuchtig-
keitsmessung vor dem Verlegen richtig
durchgeführt hat, sondern darauf, dass er
den Umstand außer Acht gelassen hat,
dass Feuchtigkeit nachziehen kann.
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WAS IST ZU TUN?

Alle am Bau Beteiligten müssen zusam-
men – nicht gegeneinander – arbeiten und
im Vorfeld von Bauarbeiten die bauliche
Situation vor Ort möglichst genau auf-
klären. Dazu müssen sie auch Zeit einpla-
nen. So wies der Gutachter im hiesigen
Fall auf folgende Erkundungsmöglichkeit
hin: Eine Option, den Boden ohne zer-
störende Prüfung nach aufsteigender
Feuchtigkeit zu prüfen, ist es, eine Folie

mit einer Dicke von 0,5 mm auf einer Flä-
che von1qmdesBodens aufzuklebenund
zwei bis vier Tage zu warten. Wenn auf-
steigende Feuchtigkeit vorhanden sei,
werde sie an der Folie kondensieren und
könne dadurch erkannt werden. Diese
wenigen Tage hätten allen Beteiligten
einen jahrelangen Rechtsstreit ersparen
können. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Paul M. Kiss

von CBH Rechtsanwälte
Quelle: CBH

Maklerrecht. Bei der Frage, ob ein
Kaufvertrag über ein Einfamilienhaus
vorliegt und deshalb der Maklerlohn bei
Tätigkeit für beide Parteien nur in gleicher
Höhe vereinbart werden kann, ist die
tatsächliche Nutzung entscheidend.

LG Wuppertal, Urteil vom 15. August 2023,
Az. 4 O 376/22

Maklerprovision richtet sich nach
der Nutzung der Immobilie
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DER FALL

EinMakler bot im Auftrag der Eigentümer
ein „Zwei- bis Drei-Familienhaus mit
Gewerbe“ zum Kauf an. Der Verkäufer
wohnte in der Wohnung im ersten Ober-
geschoss und Dachgeschoss, die separate
Wohneinheit im Erdgeschoss bewohnte
seine erwachsene Tochter. Seitlich an
dem Wohnhaus befand sich ein als Biola-
den vermietetes Ladenlokal. Mit einem
Interessenten vereinbarte derMakler eine
Provision in Höhe von 4,76%, übersandte
ein Exposé und führte eine Besichtigung
durch. Nach Zustandekommen des Kauf-

vertrags verweigerte der Käufer die Provi-
sionszahlung, da mit dem Verkäufer eine
geringere Provisionshöhe vereinbart wor-
den sei. Das Verkaufsobjekt sei als Einfa-
milienhaus zu werten. Es komme auf den
Wohnzweck an, dem angeschlossenen
Laden komme nur eine untergeordnete
Bedeutung zu. Das Wohnhaus sei früher
als Einfamilienhaus genutzt worden und
er plane, die Wohneinheiten wieder
zusammenzulegen. Die aktuelle Situation
sei mit der eines Einfamilienhauses mit
Einliegerwohnung vergleichbar.
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DIE FOLGEN

Die Zahlungsklage des Maklers hatte
Erfolg. Ein Verstoß gegen den Halbtei-
lungsgrundsatz des § 656c BGB lag nicht
vor. Ob es sich um ein Einfamilienhaus
handelt, ist objektiv anhand der tatsäch-
lichen Nutzung bei Abschluss desMakler-
vertrags zu bestimmen. Nur eine solche
Auslegung vermeidet Wertungswider-
sprüche und trägt demGesetzesziel Rech-
nung, eine klare Vertragsgrundlage herzu-
stellen. Der Erwerberwillen zur künftigen
Nutzung wird bei Abschluss des Makler-
vertrags üblicherweise nicht offenbart
und kann sich außerdem ändern. Es ist

demMakler nicht zumutbar, bei jeder ein-
gehenden Interessensbekundung die Vor-
stellung des Erwerbers abzuklären. Es
wäre auch realitätsfern, dasselbe Objekt je
nach Erwerber als Einfamilienhaus oder
als Mehrfamilienhaus zu behandeln. Vor-
liegend verhindern schon die fremdver-
mieteten Gewerberäume die Einordnung
als Einfamilienhaus. Ob eine Einlieger-
wohnung die Bewertung als Einfamilien-
haus ausschließt, konnte offenbleiben, da
es sich um eine eigenständige Wohnung
handelte, die ein Drittel der Wohnfläche
ausmachte.
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WAS IST ZU TUN?

Wird der Makler bei dem Verkauf einer
Wohnung oder eines Einfamilienhauses
an einen Verbraucher für beide Parteien
tätig, kann die Provision nur so vereinbart
werden, dass sich Käufer und Verkäufer
in gleicher Höhe verpflichten. Ist die Ein-
ordnung als Einfamilienhaus nicht ein-

deutig, hat der Makler die objektiven
Umstände bei Abschluss des Maklerver-
trags zu bewerten. Es kommt weder auf
eine historische Nutzung an noch auf die
subjektive Vorstellung oder Absicht des
Käufers. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Mathias Hellriegel

von Hellriegel
Rechtsanwälte

Quelle: Hellriegel Rechtsanwälte

Öffentliches Recht. Vereinbarungen zur
Abwendung des gemeindlichen
Vorkaufsrechts in Milieuschutzgebieten
können wegen Wegfalls der
Geschäftsgrundlage gekündigt werden.

OVG Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 11. November 2023,
Az. OVG 2 S 56.22

Abwendungsvereinbarungen für
Vorkaufsrechte sind kündbar
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DER FALL

Das BVerwG hat Ende 2021 (Az. 4 C 1.20)
die rechtlichen Grenzen für die Ausübung
des gemeindlichen Vorkaufsrechts in
Milieuschutzgebieten klargestellt und die
bis dahin – jedenfalls in Berlin – verbrei-
tete Praxis der flächendeckenden Aus-
übung von Vorkaufsrechten für rechts-
widrig erklärt. Viele Grundstückserwerber
hatten auf Verlangen der Bezirksämter

Vereinbarungen zur Abwendung des Vor-
kaufsrechts abgeschlossenen und sich
zum Unterlassen wertsteigernder Maß-
nahmen verpflichtet. Nach dem Urteil
erklärten die Käufer die Vereinbarungen
für nichtig und kündigten sie mit der
Begründung, dass der Bezirk das Vor-
kaufsrecht nicht ausübendurfte. Dieswie-
sen die Bezirksämter zurück.
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DIE FOLGEN

Nach divergierenden Entscheidungen der
erstinstanzlichen Gerichte hat nun das
OVG Berlin-Brandenburg zur Wirksam-
keit vonAbwendungsvereinbarungenent-
schieden. Es hat die Auffassung der
19. Kammer des VG Berlin bestätigt,
wonach die Vereinbarungen wegen des
Wegfalls der Geschäftsgrundlage gekün-
digt werden können. Denn die Beteiligten
haben der Abwendungsvereinbarung die
Vorstellung zugrunde gelegt, dass dem
Bezirk das Vorkaufsrecht an dem Grund-
stück zusteht, es also rechtmäßig ausge-

übt werden durfte. Laut dem Gericht
kommt es dabei auf den konkreten Wort-
laut der Vereinbarung an. Hier war das
Bestehen des Vorkaufsrechts Geschäfts-
grundlage, die infolge des BVerwG-Urteils
entfallenwar, sodass demErwerberweder
ein Festhalten am Vertrag noch dessen
Anpassung zuzumutenwar. Entscheidend
ist der Vergleich von Leistung des Erwer-
bers und Gegenleistung des Bezirks vor
und nach der Änderung der maßgebli-
chen Umstände, ohne dass es auf sonstige
Vor- und Nachteile ankommt.
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WAS IST ZU TUN?

Der Beschluss des OVG ist die erste
obergerichtliche Entscheidung zur Wirk-
samkeit von vorkaufsrechtlichen Abwen-
dungsvereinbarungen, nachdem das
BVerwGdie verbreitete Vorkaufspraxis für
rechtswidrig erklärt hat. Es wird nicht die
letzte bleiben, denn zum einen handelt es
sich um eine Entscheidung im Eilverfah-
ren und zum anderen werden weitere
Gerichte hierüber urteilen. Aktuell ist aber
zu konstatieren, dass Abwendungsverein-
barungen gekündigt werden können, was

im Einzelfall anhand des konkreten Wort-
lauts zu prüfen ist. Voraussetzung ist
zudem, dass kein Vorkaufsrecht bestand:
Vorkaufsrechte bestanden aber – und be-
stehen auch heute noch –, wenn das
Grundstück unbebaut ist, erhaltungswid-
rig genutzt wird, leer steht oder gravie-
rende Mängel aufweist. Erwerber sind gut
beraten, vor Abschluss neuer Kauf-
verträge und vor der Kündigung beste-
hender Vereinbarungen einen Experten
zu konsultieren. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Patricia Galts

von White & Case
Quelle: White & Case

Bauträgerrecht. Ein Bauträger kann sich bei
einer unwirksamen Abnahme nicht auf
Verjährung berufen, nur weil ein Erwerber in
der Vergangenheit Mängelansprüche
geltend gemacht hat und man sich über
deren Beseitigung verglichen hat.

BGH, Urteil vom 9. November 2023,
Az. VII ZR 241/22

Keine Abnahme durch eine dem
Bauträger nahestehende Person
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DER FALL

Eine Wohnungseigentümergemeinschaft
(WEG) verklagt im Jahr 2020 einenBauträ-
ger, nachdem sie ihn vergeblich zur Män-
gelbeseitigung am Gemeinschaftseigen-
tum aufgefordert hatte. Das Gebäude
wurde 2005 errichtet. Die im Bauträger-
vertrag verwendete Abnahmeklausel ist
aus AGB-rechtlichen Gründen unwirk-
sam, da die Abnahme durch eine „im

Lager des Bauträgers“ stehende Person
erfolgen sollte. In den Folgejahren rügte
die WEG mehrfach Mängel, über die sich
die Parteien auch verglichen haben.
Anschließendmachte sie weitereMängel-
rechte geltend, die der Bauträger in
Abrede stellte. Er berief sich auf Verjäh-
rung der Ansprüche – zu Unrecht, so der
Bundesgerichtshof.
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DIE FOLGEN

Weil die Abnahme unwirksam ist, ist der
Vertrag noch im Erfüllungsstadium. Die
Erwerber können aber nach Treu und
Glauben (§ 242 BGB) bereits Mängel-
rechte geltend machen. Die Vorinstanzen
entschieden jedoch, dass eine Abnahme
durch konkludentes Verhalten – im Jahr
2013 wurde ein Vergleich geschlossen –
erfolgt sei und daher die Ansprüche der
WEG verjährt gewesen seien. Zudem sei
ihr wegen widersprüchlichen Verhaltens
unter Berücksichtigung von Treu und
Glauben verwehrt, sich auf das Fehlen der
Verjährung zu berufen. Der BGHhält dem
entgegen. Nicht jeder Widerspruch zwi-

schen zwei Verhaltensweisen, wie hier das
Geltendmachen von Mängelansprüchen
einerseits und das Berufen auf den Nicht-
Eintritt der Abnahme andererseits, ist als
unzulässige Rechtsausübung zu werten.
Dies ist erst dann der Fall, wenn das frü-
here Verhalten mit dem späteren sachlich
unvereinbar ist und die Interessen der
Gegenpartei im Hinblick darauf vorrangig
schutzwürdig waren. Insbesondere weil
die AGB-Unwirksamkeit der Abnahme-
klausel dem ausschließlichen Schutz der
betroffenen Erwerber dient, sind die Inte-
ressen des Bauträgers nicht vorrangig
schutzwürdig.
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WAS IST ZU TUN?

DieEntscheidungdesBGHmahnt Bauträ-
ger zur Obacht: Zum einen bestätigt das
Gericht seine Rechtsprechung zur
Unwirksamkeit von Abnahmeklauseln,
wenn die Abnahme durch dem Bauträger
nahestehende Personen vorgesehen ist.
Die Abnahmeklauseln sind daher AGB-
rechtlich im Blick zu behalten. Zum ande-
ren verbietet sich für den Bauträger ein
Ausharren mit der Erwartung, mögliche

Ansprüche würden „eh bald verjähren“.
Stattdessen sollte die Abnahmemöglichst
zeitnah nachgeholt werden, um zumin-
dest Gewissheit über Verjährungsfristen
zu haben. Allerdings sollten auch die
Erwerber nicht die Hände in den Schoß
legen, sondern Mängelansprüche geltend
machen. So mindern sie das Risiko, dass
eine Verwirkung ihrer Ansprüche ange-
nommen wird. (redigiert von Anja Hall)

Der Gesetzgeber zieht bei der Geldwäsche-
bekämpfung die Zügel an. Wer seit dem
1. April vergangenen Jahres eine Immobi-
lie erworben oder veräußert hat, wird dies
möglicherweise an dem Hinweis des
Notars auf das neue Barzahlungsverbot
bei Immobilientransaktionen bemerkt
haben.

Seit mehreren Jahren übernehmen
Notare eine weitere wichtige Funktion
im Rahmen der Geldwäscheprävention:
die im Geldwäschegesetz (GwG) und
in der Geldwäschegesetzmeldepflicht-
verordnung-Immobilien (GwGMeldV-
Immobilien) niedergelegten Meldepflich-
ten. Durch sie wird die notarielle Ver-
schwiegenheitspflicht durchbrochen.

Jeder Notar ist verpflichtet, der Zen-
tralstelle für Finanztransaktionsuntersu-
chungen (Financial Intelligence Unit,
FIU) bestimmte Vorgänge zu melden. Zu
unterscheiden ist zwischen Wissensmel-
dungen und Sachverhaltsmeldungen.
Eine Wissensmeldung hat der Notar nur
in dem äußerst seltenen Fall abzugeben,
dass er positive Kenntnis von Geldwäsche
oder Terrorismusfinanzierung hat.

Gar nicht so selten sind dagegen Sach-
verhaltsmeldungen, die jeder Notar abzu-
geben hat, wenn einer der in §§ 3 bis 6
GwGMeldV-Immobilien geregelten mel-
depflichtigen Sachverhalte vorliegt – und
zwar völlig unabhängig davon, ob er
selbst im konkreten Fall einen Geldwä-
scheverdacht hegt.

Die meldepflichtigen Sachverhalte
sind breit gesät und knüpfen nur an die
vom Verordnungsgeber abstrakt als ver-
dächtig bestimmten Sachverhaltskonstel-
lationen an. Beispielsweise ist eine Mel-
dung abzugeben,wenn ein enger Bezug zu
einem Hochrisikostaat besteht. Hierzu
gehören derzeit unter anderem in Europa
die Länder Bulgarien, Kroatien und die
Türkei. Kauft oder verkauft ein in Kroa-
tien ansässiger Beteiligter eine inDeutsch-
land belegene Immobilie, muss der Notar
dies der FIU melden.

Weitere meldepflichtige Sachverhalte
bestehen etwa bei – auch nur geplanten –
Barzahlungen über 10.000 Euro, Voraus-
zahlungen vor Kaufvertragsschluss, Zah-
lungen von oder auf Auslandskonten,
Zahlungen von oder an Dritte oder bei
deutlicher Preissteigerung der verkauften
Immobilie. Will also ein Landwirt Acker-
flächen erwerben und teilt demNotarmit,
dass der Kaufpreis über 10.000 Euro liegt
und bar oder im Voraus bezahlt werden
soll, liegt ebenfalls ein meldepflichtiger
Sachverhalt vor.

Kommt ein Notar seiner Meldepflicht
nicht nach, verletzt er eine Amtspflicht
und ihm drohen neben einem Bußgeld
auch aufsichtliche und disziplinarische
Maßnahmen. Um potenzielle Straftäter
nicht vorzuwarnen, ist es dem Notar
untersagt, auf eine (beabsichtigte) Mel-
dung hinzuweisen.

Bisweilen erhalten Beteiligte Mittei-
lungen der Strafverfolgungsbehörden, in
denen der Notar fälschlicherweise als
Erstatter einer strafrechtlichen Anzeige
genannt wird. Diese Fälle sorgen ver-
ständlicherweise für Irritationen. Es han-
delt sich bei Meldungen des Notars weder
um Verdachtsmeldungen noch um Straf-
anzeigen.

Der Notar nimmt Meldungen zudem
nie an die Ermittlungs- und Strafverfol-
gungsbehörden vor, weil er hieran schon
aufgrund seiner Verschwiegenheitspflicht
gehindert ist. Ausschließlicher Adressat
einer Meldung ist die FIU, die als Verwal-
tungsbehörde für die Entgegennahme, die
Sammlung und die Auswertung von
Meldungen zuständig ist. Diese leitet
dann nach ihrer Einschätzung relevante
Meldungen ohne Rücksprache mit dem
Notar an die Ermittlungsbehörden
weiter.

Wer also über die Strafverfolgungsbe-
hörden von einer Sachverhaltsmeldung
des Notars an die FIU Kenntnis erlangt,
sollte ihm dies nicht übel nehmen. Denn
der Notar ist zu deren „heimlicher“ Abgabe
verpflichtet. (redigiert von Anja Hall)

Folge 12:
Die Meldepflichten

Notarinnen und Notare berichten
in dieser regelmäßig erscheinenden
Kolumne aus ihrer Praxis.

BLICK INS
IMMOBILIEN-NOTARIAT

Dr. Josef Eicher,
Notar in Arnstorf
Quelle: privat


